
GEMEINSAMER STANDPUNKT 2007/469/GASP DES RATES

vom 28. Juni 2007

zur Konferenz von 2008 zur Überprüfung des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung,
Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher

Waffen (CWÜ)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung,
Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waf-
fen und über die Vernichtung solcher Waffen (CWÜ) ist
am 29. April 1997 in Kraft getreten. Mit diesem Über-
einkommen wird die Beseitigung einer ganzen Kategorie
von Massenvernichtungswaffen bezweckt, indem den
Vertragsparteien verboten wird, chemische Waffen zu
entwickeln, herzustellen, zu erwerben, zu lagern, zurück-
zubehalten, weiterzugeben oder einzusetzen. Die Ver-
tragsparteien ihrerseits müssen die erforderlichen Schritte
ergreifen, um dieses Verbot gegenüber (natürlichen oder
juristischen) Personen in ihrem Hoheitsgebiet durchzuset-
zen.

(2) Die Europäische Union betrachtet das CWÜ als eine
wichtige Komponente im internationalen Nichtverbrei-
tungs- und Abrüstungskontext und als einzigartiges In-
strument für die Abrüstung und Nichtverbreitung, dessen
Integrität und strikte Anwendung uneingeschränkt ge-
währleistet werden müssen. Alle EU-Mitgliedstaaten sind
Vertragsparteien des CWÜ.

(3) Die Vertragsstaaten der Organisation für das Verbot che-
mischer Waffen (OVCW) sind vom 28. April bis zum
9. Mai 2003 in Den Haag zur ersten Konferenz zur
Überprüfung des Chemiewaffenübereinkommens zusam-
mengekommen. Hierbei wurde insbesondere die Vernich-
tung gemeldeter Arsenale bewertet. Einschlägige wissen-
schaftliche und technologische Entwicklungen, die seit
der Abfassung des Übereinkommens eingetreten sind,
wurden berücksichtigt. Auch die Bestimmungen des
Übereinkommens über die Verifikation in der Chemie-
industrie wurden überprüft und überarbeitet. Auf der
Konferenz wurden strategische Leitlinien für die nächste
Phase der Durchführung des CWÜ vorgegeben.

(4) Der Rat hat am 17. November 2003 den Gemeinsamen
Standpunkt 2003/805/GASP (1) betreffend die weltweite
Anwendung und Stärkung von multilateralen Überein-
künften im Bereich der Nichtverbreitung von Massenver-
nichtungswaffen und Trägermitteln angenommen. In die-
sem Gemeinsamen Standpunkt ist das CWÜ als eine
dieser multilateralen Übereinkünfte aufgeführt.

(5) Am 12. Dezember 2003 hat der Europäische Rat die
Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenver-

nichtungswaffen angenommen, in der erneut das Eintre-
ten der EU für das multilaterale Vertragssystem bekräftigt
und unter anderem auf die entscheidende Rolle des CWÜ
und der OVCW bei der Schaffung einer chemiewaffen-
freien Welt hingewiesen wird.

(6) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 28.
April 2004 einstimmig die Resolution 1540 (2004) an-
genommen, in der ausgeführt wird, dass die Verbreitung
von Massenvernichtungswaffen und ihrer Trägermittel
eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit darstellt. Die Umsetzung dieser Resolution
trägt auch zur Umsetzung des CWÜ bei.

(7) Der Rat hat am 22. November 2004 erstmals eine Ge-
meinsame Aktion 2004/797/GASP zur Unterstützung
der Maßnahmen der Organisation für das Verbot chemi-
scher Waffen im Rahmen der Umsetzung der Strategie
der Europäischen Union gegen die Verbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen (2) angenommen. An diese Ge-
meinsame Aktion schlossen sich die Gemeinsame Aktion
2005/913/GASP (3) und die Gemeinsame Aktion
2007/185/GASP (4) an, die am 12. Dezember 2005
bzw. am 19. März 2007 angenommen wurden.

(8) Am 6. Dezember 2006 hat die Generalversammlung der
Vereinten Nationen im Konsens eine Resolution zur Um-
setzung des Übereinkommens über das Verbot der Ent-
wicklung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemi-
scher Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen
angenommen.

(9) Im Hinblick auf die für den 7. bis 18. April 2008 vor-
gesehene zweite Konferenz zur Überprüfung des CWÜ
sollte das Konzept der EU festgelegt werden, das die
EU-Mitgliedstaaten auf dieser Konferenz leiten wird —

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN:

Artikel 1

Ziel der Europäischen Union ist es, das Übereinkommen über
das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Ein-
satzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher
Waffen (CWÜ) insbesondere dadurch zu stärken, dass die Ein-
haltung des CWÜ — einschließlich der frühzeitigen Vernichtung
aller chemischen Waffen — gefördert, die damit verbundene
Verifikationsregelung verbessert und Universalität angestrebt
wird.

Die Europäische Union wirkt daher auf einen erfolgreichen Ab-
schluss der 2008 stattfindenden Zweiten Überprüfungskonfe-
renz hin.
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Artikel 2

Für die Zwecke des in Artikel 1 genannten Ziels geht die Eu-
ropäische Union wie folgt vor:

a) sie trägt dazu bei, dass die Funktionsweise des CWÜ auf der
Zweiten Überprüfungskonferenz, einschließlich der Umset-
zung der Verpflichtungen der Vertragsstaaten aus dem Über-
einkommen, umfassend überprüft wird und dass Bereiche, in
denen künftig weitere Fortschritte angestrebt werden sollten,
und Möglichkeiten zur Erreichung solcher Fortschritte ermit-
telt werden;

b) sie trägt auf der Grundlage des durch die Erste Überprü-
fungskonferenz geschaffenen Rahmens konsensbildend zu
einem erfolgreichen Abschluss der Zweiten Überprüfungs-
konferenz bei und engagiert sich unter anderem in folgenden
wesentlichen Punkten:

i) Bekräftigung des umfassenden Charakters des Verbots
chemischer Waffen, wie es im allgemeinen Zweckkrite-
rium niedergelegt ist, durch

— erneute Bestätigung dessen, dass die Verbote des
Übereinkommens für alle toxischen Chemikalien
gelten, es sei denn, dass sie für nicht vom Überein-
kommen verbotene Zwecke bestimmt sind und so-
weit die Arten und Mengen der Chemikalien diesen
Zwecken entsprechen, und somit Berücksichtigung
der Entwicklungen in Wissenschaft und Technologie
seit der Ersten Überprüfungskonferenz;

— Betonung der Verpflichtung der Vertragsstaaten, das
allgemeine Zweckkriterium in ihre einzelstaatlichen
Durchführungsbestimmungen und in die Verwal-
tungspraxis zur Durchsetzung dieser Bestimmungen
aufzunehmen;

— Herausstellung der Verpflichtung der Vertragsstaa-
ten, Mittel zur Bekämpfung von Unruhen anzuge-
ben;

ii) Bekräftigung der Verpflichtung der Chemiewaffen besit-
zenden Staaten, ihre Chemiewaffen innerhalb der im
CWÜ genannten Fristen zu vernichten, indem

— die Fortschritte und Bemühungen der Chemiewaffen
besitzenden Staaten zur Einhaltung der Fristen be-
grüßt und sie zugleich nachdrücklich dazu aufgefor-
dert werden, Verzögerungen bei der Vernichtung
von Chemiewaffen zu beheben;

— auf die Bedeutung einer systematischen Verifikation
durch ständige Vor-Ort-Inspektionen bei der Ver-
nichtung chemischer Waffen hingewiesen wird;

— die Fortschritte bei der Vernichtung chemischer
Waffen bewertet werden, unter anderem unter Be-
rücksichtigung der Ergebnisse der Besuche von Ver-
tretern des Exekutivrates entsprechend dem Be-
schluss der 11. Tagung der Konferenz der Vertrags-
staaten;

— auf die Verantwortung der Entscheidungsgremien
hingewiesen wird, die Einhaltung der vereinbarten
Vernichtungsfristen durch die Vertragsstaaten zu ge-
eigneter Zeit zu überprüfen;

iii) weitere Stärkung der Verifikationsregelung für Tätigkei-
ten, die vom Übereinkommen nicht verboten werden,
zur Erhöhung des Vertrauens in die Nichtverbreitung
chemischer Waffen und zur weiteren Förderung der
Zusammenarbeit mit der Industrie, indem

— das Bewusstsein von Regierungen, Unternehmen,
akademischen Einrichtungen und Nichtregierungsor-
ganisationen für die Verbote des Übereinkommens
fortlaufend geschärft wird;

— darauf hingewiesen wird, dass die Zahl der Inspek-
tionen in sonstigen Einrichtungen zur Produktion
von Chemikalien erhöht und die Effizienz der Rege-
lung erforderlichenfalls verbessert werden muss, wo-
bei denjenigen Anlagen, die für das Übereinkommen
von großer Bedeutung sind, und der Verbesserung
der Meldungen der Vertragsstaaten zu sonstigen Ein-
richtungen zur Produktion von Chemikalien Vor-
rang einzuräumen ist;

iv) Umsetzung der Bestimmungen des Übereinkommens
über Konsultationen, Zusammenarbeit und Tatsachen-
feststellung, insbesondere des Mechanismus der Ver-
dachtsinspektion, der ein unerlässliches und leicht zur
Verfügung stehendes Instrument sowie ein einsatzfähi-
ges und brauchbares Werkzeug der OVCW-Verifika-
tionsregelung darstellt; Betonung der Tatsache, dass
die Vertragsstaaten das Recht haben, eine Verdachtsin-
spektion ohne vorherige Konsultationen zu beantragen;
Aufruf dazu, die Anwendung des Mechanismus erfor-
derlichenfalls zur Regel zu machen;

v) Entwicklung maßgeschneiderter Strategien zur Verwirk-
lichung der Universalität des CWÜ insbesondere in Be-
zug auf den Nahen und Mittleren Osten, einschließlich
regionaler Workshops in den betroffenen Gebieten;

vi) ständige Verbesserung der einzelstaatlichen Umset-
zungsmaßnahmen und Hinweis darauf, dass die voll-
ständige Einhaltung des Artikels VII von entscheidender
Bedeutung für die derzeitige und künftige Effizienz der
CWÜ-Regelung ist, indem unter anderem

— Vertragsstaaten, die Unterstützung benötigen, diese
angeboten wird, wie es durch die Gemeinsamen
Aktionen der Europäischen Union veranschaulicht
wird;

— die einzelstaatlichen Ausfuhrkontrollen, die zur Ver-
hinderung des Erwerbs chemischer Waffen erforder-
lich sind, gestärkt werden;

vii) Gewährleistung der Fähigkeit der OVCW, Unterstützung
und Schutz zu leisten;
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viii) Förderung der internationalen Zusammenarbeit gemäß
dem Übereinkommen und insbesondere Beitrag zu Ak-
tivitäten der OVCW im Bereich des Kapazitätsaufbaus in
Vertragsstaaten, die ihre Industrie und ihren Handel im
Chemiesektor ausbauen;

ix) Einleitung von Arbeiten, um sicherzustellen, dass nach
dem Abschluss der Vernichtung aller chemischen Waf-
fen die OVCW in der Lage ist, sich auf ihre übrigen
Aktivitäten — insbesondere ihre Rolle bei der Nichtver-
breitung — zu konzentrieren;

x) Einhaltung der Verpflichtungen aus den Resolutionen
1540 (2004) und 1673 (2006) des Sicherheitsrats der
Vereinten Nationen und insbesondere Aufruf zur prak-
tischen Zusammenarbeit zwischen der OVCW und dem
durch die Resolution 1540 eingesetzten Ausschuss und
anderen Gremien, um die Gefahr zu bannen, dass che-
mische Waffen für terroristische Zwecke erworben oder
genutzt werden und Terroristen möglicherweise Zugang
zu Material, Ausrüstung und Fachwissen erhalten, wel-
ches zur Entwicklung und Herstellung von chemischen
Waffen genutzt werden könnte;

xi) die globalen Partnerschaftsprogramme der G8 gegen die
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und -mate-
rial durch Unterstützung von Abrüstung, Kontrolle und
Sicherung von sensiblen Stoffen, Anlagen und Fach-
kenntnissen.

Artikel 3

Für die Zwecke des Artikels 2 handelt die Europäische Union
wie folgt:

a) Die Mitgliedstaaten einigen sich auf inhaltliche Vorschläge,
welche den Vertragsparteien im Namen der Europäischen
Union zur Erörterung in der Vorbereitungsphase und auf
der Zweiten Überprüfungskonferenz vorgelegt werden.

b) Gegebenenfalls unternimmt der Vorsitz Demarchen nach
Maßgabe von Artikel 18 des Vertrags über die Europäische
Union, um

i) einen universellen Beitritt zum CWÜ zu fördern;

ii) die wirksame Umsetzung des CWÜ durch die Vertrags-
staaten auf nationaler Ebene zu fördern;

iii) die Vertragsstaaten nachdrücklich aufzufordern, eine ef-
fektive und umfassende Überprüfung des CWÜ zu unter-
stützen sowie daran mitzuwirken und dadurch ihr Enga-
gement für diese grundlegende internationale Norm ge-
gen chemische Waffen zu bekräftigen;

iv) für die oben erwähnten Vorschläge für eine weitere Stär-
kung des CWÜ, die die Europäische Union den Vertrags-
staaten zur Erörterung unterbreitet, zu werben.

c) Von der Europäischen Union werden über den Vorsitz im
Vorfeld und während der Zweiten Überprüfungskonferenz
Erklärungen abgegeben.

Artikel 4

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme
wirksam.

Artikel 5

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt der Europä-
ischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2007.

Im Namen des Rates
Der Präsident
S. GABRIEL
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